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I. Vorbemerkung 

Grundlage für die vorliegende Präventionsordnung sind die am 19.02.2021 vom Vorstand 

des Deutschen Caritasverbandes (DCV) freigegebenen Leitlinien für den Umgang mit se-

xualisierter Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 

durch Beschäftigte in den Diensten und Einrichtungen seiner Gliederungen und Mitglieds-

organisationen, die mit Wirkung ab 01.07.2021 übernommen wurden. Der Sozialdienst 

katholischer Frauen e.V. Garmisch-Partenkirchen (SKF) folgt den Empfehlungen des DCV 

und übernimmt dessen Leitlinien, ergänzt um für den SKF in Garmisch-Partenkirchen re-

levante Inhalte. Vorliegende Präventionsordnung basiert folglich auf den Leitlinien des 

DCV vom 01.07.2021 und wurde um für den SKF Garmisch-Partenkirchen relevante In-

halte ergänzt. Diese Version ist gültig ab dem 1.1.2022. 

II. Einführung 

Der SKF Garmisch-Partenkirchen verfolgt mit dieser Präventionsordnung das Ziel Grenz-

überschreitung, Misshandlung oder sexuellem Missbrauch in seinen Diensten und Ein-

richtungen vorzubeugen. Ergänzend zum Personenkreis der Schutzbefohlenen in den 

Leitlinien des DCV nimmt die folgende Präventionsordnung Bezug auf sämtliche in der 

Vorbemerkung aufgeführten Übergriffe, sowohl zwischen beruflichen sowie ehrenamtli-

chen Mitarbeiter*innen und betreuten Personen, betreuten Personen untereinander als 

auch zwischen beruflichen sowie ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen untereinander. Ehren-

amtliche haben einen anderen rechtlichen Status als Beschäftigte. Die hierzu vom DCV 

gesondert aufgeführten Regelungen sind zu beachten. 

Die Sorge um das Wohl von Minderjährigen sowie schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-

senen und unserer beruflichen sowie ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen hat für den SKF 

Garmisch-Partenkirchen höchste Priorität. Sexueller Missbrauch oder Misshandlungen 

sind schwere Straftaten mit schwerwiegenden psychischen oder physischen Verletzungen 

der Opfer. Deshalb muss alles getan werden, um diese zu verhindern. Opfer von sexuel-

lem Missbrauch oder Misshandlungen müssen geschützt und bei der Aufarbeitung unter-

stützt und begleitet werden. 

Da der SKF Garmisch-Partenkirchen in einer Vielzahl von Fachbereichen tätig ist, existie-

ren auf Grundlage vorliegender Präventionsordnung eigene Konzepte für die verschiede-

nen Einrichtungen und Dienste.  

III. Begrifflichkeit 

Diese Präventionsordnung bezieht sich auf alle Formen von Gewalt wie z.B. strukturelle 

Gewalt, psychische und physische Gewalt, Gewalt über digitale oder andere Medien so-

wie auf Grenzüberschreitungen, Misshandlungen, sexualisierte Gewalt und sexuellen 

Missbrauch. Im Text wird aber meist nur der Begriff „sexueller Missbrauch“ verwendet. 

Als Misshandlung wird im deutschen Recht „jede üble und unangemessene Behandlung 

eines anderen Menschen“ betrachtet, die dessen „körperliche Unversehrtheit oder das 

körperliche Wohlbefinden mehr als nur unerheblich beeinträchtigt“ (https://de.wikipe-

https://de.wikipedia.org/wiki/Recht
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6rperliche_Unversehrtheit
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dia.org/wiki/Misshandlung, 20.08.2021 und BGH Urteil vom 03.05.1960). Eine Misshand-

lung kann sich aber auch in einem psychisch traumatisierenden Verhalten zeigen und ent-

sprechend ein psychisches Trauma bei der misshandelten Person auslösen. 

Mit dem Begriff „Misshandlung von Schutzbefohlenen“ ist gemeint, wer eine Person unter 

18 Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 1. seiner 

Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. seinem Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorge-

pflichtigen seiner Gewalt überlassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder 

Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, quält oder roh misshandelt, oder wer durch böswil-

lige Vernachlässigung seiner Pflicht, für sie zu sorgen, sie an der Gesundheit schädigt 

(StGB § 225 Abs. 1). 

Die Begrifflichkeit „körperliche Verletzung“ wird in § 223 StGB unter „Körperverletzung“ 

definiert.  

Unter sexuellem Missbrauch verstehen wir alle sexuellen Handlungen, die mit vermeintli-

cher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen Willen der Betroffe-

nen erfolgen.  

IV. Anspruch 

Der SKF Garmisch-Partenkirchen ist Träger sozialer Dienste und Einrichtungen in denen 

Menschen betreut, erzogen und beraten werden. Die Arbeit mit den Menschen ist perso-

nal und gründet auf Beziehungen. Sie ist nur möglich in einer Atmosphäre des Vertrauens 

und der persönlichen Nähe. Die Mitarbeitenden sind sich dabei bewusst, dass die ihnen 

anvertrauten Menschen oft in einem Abhängigkeitsverhältnis zu ihnen stehen. Ihr Verhal-

ten gegenüber den Betreuten, Klienten und Ratsuchenden ist daher geprägt von einer 

hohen moralischen und ethischen Integrität. Sie achten die Würde der ihnen anvertrauten 

Menschen und deren Recht auf Selbstbestimmung. 

Von allen (auch externen) beruflichen und nebenberuflichen Mitarbeitenden und von eh-

renamtlich Tätigen wird erwartet, diesen Anspruch ausnahmslos in ihrer Haltung und in 

ihrem Verhalten zu erfüllen. Zur Sicherung dieses fachlichen Standards tragen strukturelle 

und organisatorische Rahmenbedingungen bei. Insbesondere durch eine transparente 

und offene Atmosphäre und eine „Kultur des Hinschauens“ sollen Grenzüberschreitungen, 

Misshandlung oder sexueller Missbrauch verhindert werden. 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Trauma_(Psychologie)
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1. Präventionsbeauftragte und Fachberatungsstellen 

1.1. Interne Präventionsbeauftragte 

Der Träger (Geschäftsführung und Vorstand) und die Fachbereichsleitungen/Einrich-

tungsleitungen haben dafür zu sorgen, dass ein Klima der Offenheit besteht und die Team-

mitglieder sicher sein können, dass sie Fragen zur Prävention von sexuellem Missbrauch 

freimütig aussprechen und als Gesprächsthema anmelden können. Ansprechpartner*in-

nen hierfür sind Kolleg*innen, Vorgesetzte, Supervisor*innen und insbesondere der/die 

interne Präventionsbeauftragte. Dies ist derzeit  

Frau Veronika Gerum (Eltern-Kind-Einrichtung) 

Tel: 0 88 21 / 7 85 20 

E-Mail: praevention@skf-garmisch.de 

Die Behandlung der Präventionsthemen kann in Einzelgesprächen, Teams, Supervisio-

nen und internen Präventionsschulungen stattfinden. 

Der/die interne Präventionsbeauftragte wird als Ansprechpartner*in für alle schutz- oder 

hilfebedürftigen Minderjährigen oder Erwachsenen sowie deren gesetzlichen Vertretern, 

allen Beschäftigten und Ehrenamtlichen durch Aushang, im internen E-Mail-Verteiler so-

wie auf der Internetseite benannt und veröffentlicht. 

1.2. Externe Missbrauchsbeauftragte 

Als unabhängige, externe Missbrauchsbeauftragte wurde vertraglich beauftragt: 

Frau Susanne Schomandl (Rechtsanwältin) 

Königstr. 20 

83022 Rosenheim 

Tel: 0 80 31 / 36 86 - 0 

E-Mail: info@kanzlei-rummel.de 

Die externe Ansprechperson wird allen schutz- oder hilfebedürftigen Minderjährigen oder 

Erwachsenen sowie deren gesetzlichen Vertretern, allen Beschäftigten und Ehrenamtli-

chen durch Aushang, im internen E-Mail Verteiler sowie auf der Internetseite benannt und 

veröffentlicht. 

1.3. Nichtkirchliche Fachberatungsstellen 

Als unabhängige Anlaufstelle verweist der SKF Garmisch-Partenkirchen auf folgende Ein-

richtungen: 

F.E.L.S – Fachteam für Erstberatung im Landkreis Garmisch-Partenkirchen 

Tel: 0800 / 333 2 777 

E-Mail: info@fels-gap.de 

Der SKF Garmisch-Partenkirchen ist Mitglied im F.E.L.S. Bei Verdacht auf sexualisierte 

Gewalt an Kindern und Jugendlichen kann auch diese nichtkirchliche Fachberatungsstelle 

kontaktiert werden. 

mailto:praevention@skf-garmisch.de
mailto:info@kanzlei-rummel.de
mailto:info@fels-gap.de
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Für den Landkreis Weilheim & Oberland: 

NETZ gegen sexuelle Gewalt e.V. 

Tel: 0881 / 92 79 22 94 

E-Mail: info@beratungsstelle-netz.de 

Die Kontaktdaten werden auf der Internetseite des SKF Garmisch-Partenkirchen veröf-

fentlicht. 

2. Prävention von sexuellem Missbrauch in den Einrichtungen / Diensten 

des SKF Garmisch-Partenkirchen 

2.1. Thematisierung im Bewerbungsgespräch 

Im Vorstellungsgespräch für berufliche und ehrenamtliche Mitarbeitende, die im Kontakt 

mit schutz- oder hilfebedürftigen Klienten oder Minderjährigen stehen, sowie im Dienst-

vertrag ist der Umgang mit sexuellem Missbrauch und dessen Sanktionierung konkret an-

zusprechen um der Tabuisierung entgegenzuwirken. 

2.2. Polizeiliches Führungszeugnis 

Ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis ist für berufliche und ehrenamtliche Mitar-

beiter*innen obligatorisch spätestens alle 5 Jahre einzufordern. Bei Neueinstellungen darf 

das erweiterte Führungszeugnis nicht älter als drei Monate sein und wird zu den Perso-

nalakten genommen. 

2.3. Selbstauskunft und Verpflichtungserklärung 

Von allen Mitarbeitenden sind eine Selbstauskunft sowie eine Verpflichtungserklärung zu 

unterzeichnen. Diese kommt in die Personalakte. 

2.4. Schulungen 

Alle ehrenamtlichen sowie beruflichen Mitarbeiter*innen müssen regelmäßig an Schulun-

gen zum Thema „Sexueller Missbrauch“ teilnehmen. Insbesondere zu den Themen: Tä-

terstrategien, Psychodynamiken der Opfer, Dynamiken in Institutionen sowie begünsti-

gende institutionelle Strukturen, Straftatbestände und weitere einschlägige rechtliche 

Bestimmungen, eigene emotionale und soziale Kompetenz, konstruktive Kommunikati-

ons- und Konfliktfähigkeit, Umgang mit Nähe und Distanz, Verhaltensregeln für den Um-

gang mit Minderjährigen und Schutzbefohlenen, Vorgehen im Verdachtsfall gemäß den 

Handlungsschritten nach Punkt 4 dieser Präventionsordnung.  

Die Schulungen werden für pädagogisches Fachpersonal zweimal jährlich ganztägig, für 

alle anderen beruflichen Mitarbeiter*innen halbtägig im jährlichen Turnus durchgeführt. 

Die ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen werden jährlich im Rahmen ihrer internen Treffen 

geschult. 

  

mailto:info@beratungsstelle-netz.de
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2.5. Unterstützende Projekte 

Mitarbeiter*innen die in Erziehungssituationen tätig sind, sollen die Sensibilisierung und 

Stärkung von Kindern und Jugendlichen als dauerhafte Aufgabe sehen. Es können kon-

krete Projekte herangezogen werden, wie z.B.: 

• „PräGe“ – ein Konzept für Schulen des SKF Landesverbands Bayern  

• WenDo-Kurse zur Selbstverteidigung und Selbstbehauptung für Frauen und Mäd-

chen 

• Sexualaufklärung durch die Schwangerenberatung 

3. Intervention bei sexuellem Missbrauch in Einrichtungen/Diensten des 

SKF Garmisch-Partenkirchen 

Allen Führungskräften und allen Mitarbeitenden im SKF Garmisch-Partenkirchen ist be-

wusst, dass Grenzüberschreitungen, Misshandlungen und sexueller Missbrauch durch 

Mitarbeitende oder betreute Personen nicht akzeptabel sind und in den Einrichtungen und 

Diensten des SKF Garmisch-Partenkirchen nicht toleriert werden. Trotz aller Vorsichts-

maßnahmen ist nicht auszuschließen, dass sich mitarbeitende oder betreute Personen 

nicht in adäquater Weise gegenüber betreuten Personen oder anderen Mitarbeitenden 

verhalten. 

Grundsätzlich gilt folgende Vorgehensweise: 

• Jedem auch anonymen Hinweis und jedem Verdacht auf Grenzüberschreitung, 

Misshandlung oder sexuellem Missbrauch wird nachgegangen. 

• Alle Mitarbeitenden tragen eine hohe Verantwortung. Insbesondere die Geschäfts-

führung sowie die Fachbereichsleitungen machen sich dienstrechtlich und auf-

sichtsrechtlich angreifbar, wenn sie 

 Verdachtsmomente nicht ernst nehmen, 

 keine Aufklärung betreiben, 

 einen begründeten Verdacht nicht weitergeben, 

 Taten decken.  

• Bei der zunächst einrichtungsinternen Beobachtung und Sondierung ist gegenüber 

allen Beteiligten größtmögliche Sorgfalt, Umsicht und Diskretion geboten. Vermu-

tungen, Vorwürfe oder Verdachtsmomente halten einer eingehenden Prüfung nicht 

immer stand. Auch der beschuldigten Person gegenüber besteht die Pflicht zur 

Fürsorge. Sie steht, unbeschadet erforderlicher vorsorglicher Maßnahmen, bis 

zum Erweis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung. 

• Zur Wahrung der Persönlichkeitsrechte ist eine vertrauliche Kommunikation si-

cherzustellen. Insbesondere im E-Mail-Verkehr ist zu beachten, dass personenbe-

zogene Daten grundsätzlich anonymisiert sind und der Versand auf einen engen 

Adressatenkreis beschränkt wird. 

• Unterlagen sind sicher aufzubewahren. 
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• Opferschutz und Krisenmanagement sind voneinander zu trennen. 

Aufgrund dieses Anspruches gilt: 

Betroffene (betreute Personen oder deren gesetzliche Vertreter) können sich selber und 

unmittelbar an die externe Missbrauchsbeauftragte wenden. Mitarbeiter*innen sowie eh-

renamtlich Tätige Personen sind dazu verpflichtet. 

Ferner können sich Betroffene (betreute Personen oder deren gesetzliche Vertreter) je-

derzeit an eine Person ihres Vertrauens beim SKF Garmisch-Partenkirchen oder im Rah-

men des Beschwerdemanagements an den/die zuständige/n Mitarbeiter*in wenden. 

Diese/r Mitarbeiter*in ist verpflichtet nach der Präventionsordnung und den unter Punkt 4 

enthaltenen Handlungsschritten zu agieren. 

4. Handlungsschritte für Mitarbeiter*innen bei Verdacht 

Folgende Handlungsschritte sind unverzüglich zu unternehmen: 

• Jede/r Mitarbeitende ist aufgefordert, die eigene Wahrnehmung mit Hilfe der 

Checkliste (vgl. Anlage 1 und 2) zur persönlichen Reflexion zu reflektieren. 

• Mitarbeitende, die einen Verdacht hegen oder von anderen (z.B. Betreuten, Eltern, 

Kolleg*innen oder anonym) einen Hinweis erhalten, sind verpflichtet, dies der unter 

1.2 benannten externen Missbrauchsbeauftragten und der Fachbereichsleitung 

mitzuteilen. 

• Die Fachbereichsleitung nimmt alle Hinweise und Aussagen ernst und übernimmt 

die Verantwortung für die nächsten Handlungsschritte. Sie setzt die Geschäftsfüh-

rung in Kenntnis. Diese zieht zwingend die unter 1.1 benannte interne Präventi-

onsbeauftragte und unter 1.2 benannte externe Missbrauchsbeauftragte zur wei-

teren Beurteilung der Sachlage hinzu. Diese werden zum Sachstand im weiteren 

Verfahren laufend in Kenntnis gesetzt. 

• Bei Verdacht gegen die Fachbereichsleitung ist die Geschäftsführung zu informie-

ren. 

• Bei Verdacht gegen die Geschäftsführung ist der Vorstand bzw. umgekehrt zu in-

formieren.  

• Die Fachbereichsleitung leitet die einrichtungs-/stelleninterne Sondierung in die 

Wege. Sie holt weitere Informationen ein, die für eine Bewertung erforderlich sind 

und setzt die Geschäftsführung über den laufenden aktuellen Sachstand in Kennt-

nis. Die Sondierung ist durch die Fachbereichsleitung sorgfältig zu dokumentieren. 

• Die Fachbereichsleitung informiert die Eltern, Personensorgeberechtigten und den 

gesetzlichen Vertreter über die Hinweise und den Sachstand. 

• Bei der einrichtungs-/stelleninternen Sondierung ist zu prüfen, ob bis zur Klärung 

des Verdachts und bis zur Aufklärung der Sachlage eine sofortige Unterbrechung 

des Kontakts zwischen der/dem Verdächtigen und dem mutmaßlichen Opfer er-

forderlich ist.  
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• Bei Gesprächen werden zu Beginn die Beteiligten auf die Möglichkeit hingewiesen, 

dass ein Verdacht auf Misshandlung oder sexuellen Missbrauch der Strafverfol-

gungsbehörde mitgeteilt werden kann. 

• Im Falle der Konfrontation einer/eines beschuldigten Mitarbeitenden mit den Vor-

würfen, ist zwingend die interne Präventionsbeauftragte (vgl. 1.1) und die externe 

Missbrauchsbeauftragte (vgl. 1.2) hinzuzuziehen. Das Gespräch ist zu dokumen-

tieren. Das Protokoll soll von allen Beteiligten unterzeichnet werden. Wenn sich 

Hinweise auf Grenzüberschreitung, Misshandlung oder sexuellen Missbrauch auf-

grund zureichender tatsächlicher Anhaltspunkte zu einem begründeten Verdacht 

erhärten, sind zur Aufklärung und zum Schutz des Opfers weitere schnelle Maß-

nahmen und ein koordiniertes Vorgehen erforderlich. Dabei sind der Schutz und 

das Wohl des Opfers oberstes Gebot. 

• Unaufschiebbare ärztliche Untersuchungen sind sofort bei einem Arzt der beweis-

sichernde Untersuchungen durchführen kann, zu veranlassen. Empfohlen werden, 

je nach Fall, folgende Stellen: 

Bayerische Kinderschutzambulanz des Instituts für Rechtsmedizin der LMU 

München 

Nussbaumstr. 26, 80336 München 

Tel: 089 / 2180 – 73011 

E-Mail: kinderschutzambulanz@med.uni-muenchen.  

Informationen zur Kontaktaufnahme unter 

https://www.rechtsmedizin.med.uni-muenchen.de/wissenschaft/klinische_rechtsmed/ambul_kin-

der/index.html  

Untersuchungsstelle für Opfer häuslicher Gewalt 

des Instituts für Rechtsmedizin der LMU München 

Nussbaumstr. 26, 80366 München 

Tel: 089 / 2180 – 73011 

E-Mail: gewaltopferambulanz@med.uni-muenchen.de 

Informationen zur Kontaktaufnahme unter 

https://www.rechtsmedizin.med.uni-muenchen.de/wissenschaft/klinische_rechtsmed/ambul_gewalt-

opfer/index.html 

• Die Geschäftsführung (ggf. der Vorstand), die interne Präventionsbeauftragte und 

externe Missbrauchsbeauftragte entscheidet über die Einberufung eines Krisen-

stabs. 

Für Fälle die nach staatlichem Recht nicht aufgeklärt werden können, z.B. wegen Verjäh-

rung oder falls die beschuldigte Person zwischenzeitlich verstorben ist, gelten die Rege-

lungen der Leitlinien des DCV (Deutscher Caritas Verband). 

  

mailto:kinderschutzambulanz@med.uni-muenchen.
https://www.rechtsmedizin.med.uni-muenchen.de/wissenschaft/klinische_rechtsmed/ambul_kinder/index.html
https://www.rechtsmedizin.med.uni-muenchen.de/wissenschaft/klinische_rechtsmed/ambul_kinder/index.html
mailto:gewaltopferambulanz@med.uni-muenchen.de
https://www.rechtsmedizin.med.uni-muenchen.de/wissenschaft/klinische_rechtsmed/ambul_gewaltopfer/index.html
https://www.rechtsmedizin.med.uni-muenchen.de/wissenschaft/klinische_rechtsmed/ambul_gewaltopfer/index.html
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5. Krisenstab 

5.1. Mitglieder des Krisenstabs 

• die Geschäftsführung 

• der/die interne Präventionsbeauftragte (vgl. 1.1) 

• der/die externe Missbrauchsbeauftragte (vgl. 1.2) 

• die Leitung der/des betroffenen Einrichtung/Dienstes bzw. die Fachbereichsleitung 

• auf Wunsch des/der Mitarbeiters*in die Mitarbeitervertretung und eine externe 

Fachberatungsstelle, z.B.: 

 KIBS – Beratungsstelle für Jungen und junge Männer bis 27 Jahre des Kinder-

schutz München 

 Das Netz e.V. – Schutz vor und Hilfe nach sexueller Gewalt und sexuellem 

Missbrauch im Landkreis Weilheim-Schongau und Umland 

 F.E.L.S. – Fachteam für Erstberatung im Landkreis Garmisch-Partenkirchen bei 

sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen 

Nach den Beratungen im Krisenstab trifft die Geschäftsführung die Entscheidungen. Es 

wird Protokoll geführt. 

5.2. Vorgehensweise des Krisenstabs 

Der Krisenstab tritt unverzüglich zusammen. Er koordiniert bzw. beauftragt folgende Be-

lange: 

• Die Kommunikation des Verdachts an die Eltern, Personensorgeberechtigten 

und/oder den/die gesetzlichen Betreuer*in des Opfers. 

• Die interne Kommunikation mit den und Information an die Mitarbeitenden in der 

betroffenen Einrichtung/dem betroffenen Dienst, an die Betreuten sowie deren Be-

zugspersonen sowie an den/die Elternbeiratsvorsitzende. 

• Sofern ein öffentliches Interesse besteht, Gewährleistung einer angemessenen In-

formation der Öffentlichkeit unter Wahrung des Persönlichkeitsschutzes der Be-

troffenen. Mit der Öffentlichkeitsarbeit wird ausschließlich die Geschäftsführung 

betraut. Alle Beteiligten werden darauf hingewiesen. Sie haben bei Anfragen auf 

die Geschäftsführung zu verweisen. Die Öffentlichkeitsarbeit erfolgt ggf. auch in 

Rücksprache mit den Strafverfolgungsbehörden. 

• Bezieht sich der Verdacht auf einen/eine Mitarbeiter*in, wird diese von der bishe-

rigen Tätigkeit freigestellt oder ggf. in ein anderes Tätigkeitsfeld abgeordnet, in 

dem der/die Verdächtige keinen Kontakt zu betreuten Personen hat. Die dafür zu-

ständige neue Fachbereichsleitung wird über den Hintergrund informiert. Weitere 

arbeitsrechtliche Schritte werden geprüft. Dabei sind die Rechte der Mitarbeiter-

vertretung zu wahren. 
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• Bezieht sich der Verdacht auf eine betreute Person, wird beispielsweise durch 

Hausverbot oder Ausschluss von der Maßnahme reagiert und die gesetzliche Ver-

tretung sowie ein eventuell zuständiger Kostenträger informiert. Näheres regeln 

die einzelnen Konzepte der Einrichtungen und Dienste. 

• Jeder begründete Verdacht auf Misshandlung oder sexuellen Missbrauch wird an 

die Strafverfolgungsbehörde weitergeleitet. Der verdächtigen Person wird zur 

Selbstanzeige geraten. Der SKF Garmisch-Partenkirchen empfiehlt dem Opfer 

bzw. seiner gesetzlichen Vertretung Anzeige zu erstatten.  

• Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an die Strafverfolgungsbehörden 

entfällt nur ausnahmsweise, wenn dies dem ausdrücklichen Wunsch des Opfers 

bzw. dessen gesetzlicher Vertretung entspricht und der Verzicht auf eine Mitteilung 

rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind die Strafverfolgungsbehörden einzuschal-

ten, wenn weitere Opfer ein Interesse an der strafrechtlichen Verfolgung der Taten 

haben könnten. Die Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung bedürfen einer 

genauen Dokumentation, die vom Opfer und seiner gesetzlichen Vertretung zu 

unterzeichnen ist. 

6. Hilfen 

Für das Opfer sowie für betroffene Einrichtungen und Dienste des SKF Garmisch-Parten-

kirchen werden folgende Hilfen geleistet: 

• Der Träger gewährleistet, dass das Opfer in seinen Einrichtungen und Diensten 

nicht mehr mit dem mutmaßlichen Täter in Kontakt kommt. 

• Gemeinsam mit dem Opfer und dessen gesetzlicher Vertretung wird eine, auf der 

Lebenssituation und der Entwicklung des Opfers basierende, verantwortbare Lö-

sung erarbeitet. Dazu gehört auch die Frage, ob das Opfer in der Einrichtung blei-

ben kann. 

• Dem Opfer und bei Bedarf den Angehörigen werden Unterstützung und psycho-

soziale Begleitung angeboten oder vermittelt. 

• Dem betroffenen Fachbereich wird Unterstützung im Rahmen einer Supervision 

angeboten. 

• Der SKF Garmisch-Partenkirchen bietet Begleitung und Unterstützung für das Op-

fer, dessen Eltern und Bezugspersonen, sowie für Betreute und Mitarbeitende der 

Einrichtung bzw. des Dienstes an. Dazu stehen interne und externe Fachkräfte zur 

Verfügung. 

7. Aufarbeitung des Geschehens 

• Die Geschäftsführung trägt die Verantwortung für die Aufarbeitung des Gesche-

hens in der Einrichtung. 
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• Je nach Fall sind in der Einrichtung Maßnahmen zur Krisenintervention und Stabi-

lisierung, zur Integration und zum Neubeginn für Mitarbeiter*innen, Klient*innen, 

Bewohner*innen, Betroffene und Angehörige erforderlich. 

• Zur Aufarbeitung muss eine erfahrene Fachkraft (z.B. Kibs e.V. München) hinzu-

gezogen werden. 

• Erweist sich ein Vorwurf oder Verdacht als unbegründet, werden die notwendigen 

Schritte unternommen, um den guten Ruf der fälschlich beschuldigten oder ver-

dächtigten Person wiederherzustellen (bei Mitarbeitern nach §3 MAVO unter Hin-

zuziehung der Mitarbeitervertretung). 

• Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen richten sich nach den jeweiligen 

Vorschriften über die Aufbewahrungsfristen für Personalakten, Voruntersuchungs-

akten etc. Für die Zeit der Aufbewahrung sind die Unterlagen vor unbefugten Zu-

griffen in besonderem Maße zu sichern. 

 

 

 

Garmisch-Partenkirchen, 17.12.2021 

 

 
German Kögl 

Geschäftsführer 

 


